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U N D  R E C H T S W I S S E N S C H A F T

WALTER ZIEGLER, Vizepräsident des Obersten Gerichts

Es geht um eine höhere
Die öffentliche Diskussion über den Entwurf des 
Rechtspflegeerlasses des Staatsrates der Deutschen De­
mokratischen Republik, die am 15. März 1963 beendet 
wurde, war eine echte Volksaussprache. Sie hat dazu 
beigetragen, das Vertrauensverhältnis zwischen den 
Bürgern und ihrem Arbeiter-und-Bauern-Staat zu festi­
gen sowie den Kampf gegen Rechtsverletzungen und 
Moralverstöße zu verstärken.
Die Rechtspflegeorgane haben die Aussprache in den 
letzten Wochen und Monaten mit einer kritischen Ein­
schätzung ihrer bisherigen Arbeit verbunden und 
gleichzeitig vorausschauend inhaltliche und organisato­
rische Maßnahmen festgelegt, die zu einer höheren 
Qualität der Rechtsprechung führen werden.
Dabei ist die wichtigste Frage — die Erreichung einer 
qualifizierten Leitung der Rechtsprechung durch das 
Oberste Gericht und die Bezirksgerichte — mehrfach 
Gegenstand kollektiver Beratungen des Obersten Ge­
richts mit den Direktoren der Bezirksgerichte und der 
Bezirksgerichte mit den Direktoren der Kreisgerichte 
gewesen. Diese Frage ist deshalb so kompliziert, weil 
bisher nur geringe Erfahrungen mit der Leitung der 
Rechtsprechung durch die Rechtsprechung vorliegen 
und an die Erfahrungen der Leitung der Rechtspre­
chung durch das Ministerium der Justiz und die Justiz­
verwaltungsstellen nur bedingt und kritisch angeknüpft 
werden kann.
Das Ziel der einheitlichen Leitung der Rechtsprechung 
aller Gerichte durch das Oberste Gericht besteht darin, 
die Einheitlichkeit zwischen der staatlich-politischen 
Führung der Gesellschaft durch Volkskammer, Staats­
rat und andere staatliche Leitungsorgane einerseits und 
der Rechtsprechung andererseits herzustellen, weil nur 
dann, wenn sich die Rechtspflegeorgane in ihrer gesam­
ten Tätigkeit in den großen Entwicklungsprozeß der 
Gesellschaft einreihen und ihn fördern, gewährleistet 
ist, daß das Recht zu einem wirksamen Hebel bei der 
Erfüllung der Aufgaben des umfassenden Aufbaus des 
Sozialismus wird. Eine solche Leitungstätigkeit können 
das Oberste Gericht und die Bezirksgerichte aber nur 
ausüben, wenn sie die Ursachen und die begünstigen­
den Bedingungen von Verletzungen des Zivil- oder 
Strafrechts aufdecken und es verstehen, durch Hinweise 
an die Volksvertretungen sowie durch die Einbeziehung 
der Werktätigen und ihrer gesellschaftlichen Organisa­
tionen den Kampf gegen Gesetzesverletzungen umfas­
send zu organisieren.
Der sozialistische Staat und das sozialistische Recht be­
finden sich in einer kontinuierlichen und schnellen Ent­
wicklung. Das Recht wird zu einer großen gestaltenden 
und mobilisierenden Kraft bei der planmäßigen Ent­
wicklung der Produktivkräfte und der Festigung der 
sozialistischen Produktionsverhältnisse. Deshalb erfor­
dern auch die Methoden der Leitung der Rechtspre­
chung eine regelmäßige kritische Betrachtung und fort­
gesetzte Vervollkommnung.

Qualität der Rechtsprechung!
Die Bedeutung der Leitung nach dem Produktions­
prinzip für die Rechtsprechung
Der VI. Parteitag der Sozialistischen Einheitspartei 
Deutschlands hat außerordentlich wichtige Hinweise für 
eine bessere staatliche, politische und wirtschaftliche 
Leitungstätigkeit nach dem Produktionsprinzip gege­
ben. Diese Hinweise haben auch für die Leitung der 
Rechtsprechung und für die Hebung ihrer Qualität eine 
hervorragende Bedeutung. Natürlich kann die Leitung 
nach dem Produktionsprinzip nicht schematisch auf die 
Rechtsprechung übertragen werden. Der Kern dieses 
Prinzips — die Organisierung einer sachkundigen und 
qualitativ hochwertigen Leitung — gilt aber auch für 
die Rechtsprechung. Ihre Leitung muß dem Inhalt und 
den Methoden nach so sein, daß Entscheidungen von 
hoher Qualität und breiter gesellschaftlicher Wirksam­
keit erreicht werden. Hierfür sind die Gedanken von 
J a h n 1 ,  mit denen er sich gegen die territoriale Ge­
schäftsverteilung in der Arbeitsweise der Bezirksge­
richte wendet, von besonderer Bedeutung.
Die Arbeit der Senate der Bezirksgerichte und des 
Obersten Gerichts muß in Verwirklichung der Leitung 
nach dem Produktionsprinzip so organisiert werden, 
daß sie sich mit speziell abgegrenzten Rechtsfragen be­
faßt. Es hat sich beim Obersten Gericht als richtig er­
wiesen, die Familiensachen, Arbeitsrechtsstreitigkeiten, 
Patentsachen und die sonstigen zivilrechtlichen Streitig­
keiten in die Zuständigkeit bestimmter Senate zu über­
tragen. Auch das Strafrecht wird unter Berücksichti­
gung der ökonomischen Struktur der Deutschen Demo­
kratischen Republik auf Senate für alle Delikte auf 
dem Gebiet der Industrie, der Landwirtschaft und des 
Handels sowie für allgemeine Kriminalität und Ver­
brechen gegen den Staat aufgeteilt werden. Die Be­
zirksgerichte müssen ebenfalls überlegen, welche Zu­
ständigkeiten sie für einzelne Senate festlegen können. 
Die einheitliche Leitung der Rechtsprechung unter Be­
achtung des Produktionsprinzips wird auch dadurch 
unterstützt werden, daß Verbrechen gegen die Volks­
wirtschaft wegen ihrer gesellschaftlichen Bedeutung 
(sowohl in tatsächlicher wie in rechtlicher Hinsicht) 
künftig grundsätzlich beim Bezirksgericht angeklagt 
werden. Dazu gehören nicht nur Verletzungen der 
Wirtschaftsstrafverordnung, sondern auch die in der 
Industrie, in der Landwirtschaft und im Handel began­
genen Angriffe gegen das staatliche und genossenschaft­
liche Eigentum. Die grundsätzliche Zuständigkeit des 
Bezirksgerichts für die Entscheidung über Verbrechen 
gegen die Volkswirtschaft wird auf die Lösung der 
ökonomischen Probleme des Bezirkes wesentlich stär­
ker Einfluß nehmen, als dies bei der Verhandlung und 
Entscheidung in einer größeren Anzahl von Kreisge­
richten der Fall wäre. Dazu käme der Vorteil, daß in 
den Senaten der Bezirksgerichte Richter tätig werden. *

* Jahn, „Zur Arbeitsweise des Bezirksgerichts bei der Leitung 
der Rechtsprechung der Kreisgerichte“, NJ 1963 S. 78 ff. (79).
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